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Gemeinde Berglen  
 
Bebauungsplan mit Satzung über örtliche Bauvorschriften  
„Pfeiferfeld“ im beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB  
 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 15.11.2019 und 
der Frist von einem Monat gemäß § 4 Abs. 1 BauGB um Stellungnahme gebeten.  
 
Über die Stellungnahmen der Behörden wird im Folgenden berichtet: 
 

 Behörden u. 
sonstige Trä-
ger öffentlicher 
Belange 

Schreiben 
vom 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag der  
Verwaltung 

1 Polizeipräsidium 
Aalen 
Referat Präven-
tion 
 

18.11.19 Gegen den Bebauungsplan 
bestehen keine Bedenken. 

Kenntnisnahme 
 

2 NOW  
Zweckverband 
Wasserversor-
gung  
Nordostwürt-
temberg 
 

19.11.19 Durch die Aufstellung des Be-
bauungsplanes in der vorgese-
henen Form werden Anlagen 
des Zweckverbandes Nordost-
württemberg betroffen. 
 
Unsere Fernwasserleitung DN 
400 GGG sowie das flach ver-
legte NOW-Fernmeldeerdkabel 
vom HB Hohenstein zum HB 
Rotenbühl quert den Bebau-
ungsplan auf einer Gesamtlän-
ge von ca. 135 Meter. Im südli-
chen Geltungsbereich (Pinienst-
raße/Straße 8) wurde unser 
Leitungsschutzstreifen von 10 
Meter (je 5 Meter beiderseits 
der Rohrachse) bereits lage-
richtig dargestellt. Weiter bitten 
wir diesen Leitungsschutzstrei-
fen mit einem dinglichen Lei-
tungsrecht entsprechend § 9 
Absatz 1 Ziff. 21 BauGB zu 
Gunsten der NOW als Aus-
übungsberechtigter festzuset-
zen. Für den nördlichen Gel-
tungsbereich (Bereich Re-
tentionsflache/Biotopschutz, 
Fist. Nr. 547) bitten wir eben-
falls um Darstellung unserer 
Versorgungsanlagen samt Lei-
tungsschutzstreifen von 2 x 3 
Meter. Unter Einhaltung folgen-
der Auflagen wird dem Verfah-
ren zugestimmt: 
 
1. Im Schutzstreifenbereich 
unserer Versorgungsanlagen (2 
x 5 Meter / 2 x 3 Meter) sind 
keine Geländeveränderungen 

Berücksichtigung 
 
 
 
 
 
Ein entsprechenden Leitungs-
recht wurde im Bebauungsplan 
festgesetzt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Restriktionen innerhalb des 
Schutzstreifenbereichs wurden in 
den Textteil des Bebauungsplans 
unter Ziffer C9. aufgenommen. 
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(Abgrabungen und Aufschüt-
tungen) zulässig. 
 
2. Die Schutzstreifenbereiche 
sind von jeglicher Bebauung 
und Bepflanzung freizuhalten. 
Auch zeitlich begrenzte Lage-
rungen von Erd-, Bau- oder 
sonstigem Material sind nicht 
erlaubt. 
 
3. Bei Kreuzungen mit geplan-
ten Leitungen (Wasser, Abwas-
ser, Strom usw.) ist die 
NOW-Leitungsschutzanweisung 
(siehe Anhang) zu beachten. 
 
Um Schäden an unseren Anla-
gen zu vermeiden, sind recht-
zeitig vor Beginn der Erschlie-
ßungsarbeiten unsere Anlagen 
zu orten, deren Höhenlage 
durch Suchschlitze zu ermitteln 
und geeignete Schutzmaßnah-
men festzulegen. 
 
Bei Fragen und Vereinbarung 
von Vorortterminen wenden Sie 
sich bitte an: 
 
C. Doppler: 07951 / 481 - 704 
D. Burk: 07951 / 481 - 16 od. 
0171 / 7784588 
 
Wir bitten um weitere Beteili-
gung am Verfahren! 
 

 
 
 
s.o. 
 
 
 
 
 
 
 
s.o. 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird entsprechend verfahren. 
 

3 Syna GmbH 25.11.19 Die Stromversorgung kann 
durch Erweiterung einer neuen 
Netzstation im Plangebiet si-
chergestellt werden. Den von 
uns vorgesehenen Standort für 
die Netzstation haben wir in 
beigefügte Kopie des Bebau-
ungsplans rot eingezeichnet 
und bitten Sie, diesen in Ihrem 
Bebauungsplan auszuweisen. 
 
Ein Grundstücksbedarf mit einer 
Breite von 6,0 m und einer Tiefe 
von 5,0 m = 30 m², mit direktem 
Zugang zur öffentlichen Straße, 
ist dafür ausreichend. Sehr zu 
begrüßen wäre, wenn Sie dafür 
Sorge tragen könnten, dass die 
für die Erstellung des Stations-
gebäudes erforderliche Versor-
gungsfläche rechtzeitig und zu 
einem angemessenen Kaufpreis 
von uns erworben werden kann. 
 
Des Weiteren führen über das 
Plangebiet, wie im beiliegenden 

Berücksichtigung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
Ein entsprechender Standort ist 
vorgesehen und wurde in der 
Planzeichnung des Bebauungs-
plans festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Kabelplan vermerkt, unsere 20 
kV-Freileitung. Diese Freileitun-
gen werden durch Erdkabel 
ersetzt. 
 
Die Kosten dieser Maßnahme 
gehen zu Lasten der Syna 
GmbH. 
 
Eine aktuelle Planauskunft wo 
sich unsere Anlagen befinden, 
finden sie unter www.syna.de (> 
Über Syna >Planauskunft). 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 

4 Verkehrs- und 
Tarifverbund 
Stuttgart GmbH 
(VVS) 

27.11.19 Die Bus-Haltestelle „Erlenhof“ 
befindet sich in ca. 430m bzw., 
600m Entfernung (Luftlinie) vom 
o. g. Bebauungsplanbereich. 
Das Plangebiet liegt teilweise 
außerhalb des 500 m - Ein-
zugsbereichs einer Bushalte-
stelle und ist gemäß den Vor-
gaben des Nahverkehrsplans 
Rems-Murr-Kreis durch den 
öffentlichen Personennahver-
kehr (ÖPNV) nicht mehr voll-
ständig erschlossen. 
 

Kenntnisnahme 
Eine Durchfahrt für den motori-
sierten Verkehr zwischen den 
Bestandsstraßen Pinien- und 
Tannenstraße und dem Plange-
biet ist nicht gewollt. Eine zusätz-
liche Bushaltestelle im Plangebiet 
müsste somit separat von der 
Luisenstraße (K1872) erschlos-
sen werden. Die bisherige Tak-
tung der Buslinien soll beibehal-
ten werden, sodass keine neue 
Haltestelle im Plangebiet vorge-
sehen wird. Die Haltestelle „Er-
lenhof“ ist günstig zu Fuß und 
Rad vom Plangebiet erreichbar. 
 

5 Regierungsprä-
sidium Freiburg 
Landesamt für 
Geologie, Roh-
stoffe und Berg-
bau 

02.12.19 Im Rahmen seiner fachlichen 
Zuständigkeit für geowissen-
schaftliche und bergbehördliche 
Belange äußert sich das Landes-
amt für Geologie, Rohstoffe und 
Bergbau auf der Grundlage der 
ihm vorliegenden Unterlagen und 
seiner regionalen Kenntnisse zum 
Planungsvorhaben. 
 
1 Rechtliche Vorgaben auf-
grund fachgesetzlicher Rege-
lungen, die im Regelfall nicht 
überwunden werden können 
 
Keine 
 
2 Beabsichtigte eigene Planun-
gen und Maßnahmen, die den 
Plan berühren können, mit An-
gabe des Sachstandes 
 
Keine 
 
3 Hinweise, Anregungen oder 
Bedenken 
 
Geotechnik 
 
Das LGRB weist darauf hin, dass 
im Anhörungsverfahren des 
LGRB als Träger öffentlicher Be-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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lange keine fachtechnische Prü-
fung vorgelegter Gutachten oder 
von Auszügen daraus erfolgt. 
Sofern für das Plangebiet ein 
ingenieurgeologisches Über-
sichtsgutachten, Baugrundgutach-
ten oder geotechnischer Bericht 
vorliegt, liegen die darin getroffe-
nen Aussagen im Verantwor-
tungsbereich des gutachtenden 
Ingenieurbüros. 
 
Andernfalls empfiehlt das LGRB 
die Übernahme der folgenden 
geotechnischen Hinweise in den 
Bebauungsplan: 
 
Das Plangebiet im Hanggelände 
befindet sich auf Grundlage der 
am LGRB vorhandenen Geodaten 
talseits im Verbreitungsbereich 
von Gesteinen der Steigerwald-
Formation (Untere Bunte Mergel). 
Hangseits daran schließen die 
Gesteine der Hassberge-
Formation (Kieselsandstein) und 
der Mainhardt-Formation (Obere 
Bunte Mergel) an. Die Gesteine 
der Steigerwald-Formation (Unte-
re Bunte Mergel) werden im Be-
reich des Talbodens lokal von 
holozänen Abschwemmmassen 
mit im Detail nicht bekannter 
Mächtigkeit überdeckt. Mit einem 
oberflächennahen saisonalen 
Schwinden (bei Austrocknung) 
und Quellen (bei Wiederbefeuch-
tung) des tonigen/tonig-
schluffigen Verwitterungsbodens 
ist örtlich zu rechnen. Verkars-
tungserscheinungen (offene oder 
lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, 
Dolinen) sind örtlich nicht auszu-
schließen. Sollte eine Versicke-
rung der anfallenden Oberflä-
chenwässer geplant bzw. was-
serwirtschaftlich zulässig sein, 
wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 
138 (2005) verwiesen und im 
Einzelfall die Erstellung eines 
entsprechenden hydrologischen 
Versickerungsgutachtens empfoh-
len. Wegen der Gefahr einer Ver-
schlechterung der Baugrundei-
genschaften sowie ggf. von Sul-
fatgesteinslösung im Untergrund 
sollte von der Errichtung techni-
scher Versickerungsanlagen (z. 
B. Sickerschächte, Sickerbecken, 
Mulden- Rigolen-Systeme zur 
Versickerung) Abstand genom-
men werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
Ein Hinweis zur Geotechnik wur-
de in den Textteil des Bebau-
ungsplans unter Ziffer E 11. auf-
genommen. 
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In Anbetracht der Größe des 
Plangebiets geht das LGRB da-
von aus, dass eine ingenieurgeo-
logische Übersichtsbegutachtung 
durch ein privates Ingenieurbüro 
durchgeführt wurde/wird. Darin 
sollten die generellen Baugrund-
verhältnisse untersucht sowie 
allgemeine Empfehlungen zur 
Erschließung und Bebauung ab-
gegeben werden. Ferner sollten 
darin die Notwendigkeit und der 
Umfang objektbezogener Bau-
grundgutachten gemäß DIN EN 
1997-2 bzw. DIN 4020 beschrie-
ben werden. 
 
Boden 
Zur Planung sind aus bodenkund-
licher Sicht keine Hinweise, Anre-
gungen oder Bedenken vorzutra-
gen.  
 
Mineralische Rohstoffe 
Zum Planungsvorhaben sind aus 
rohstoffgeologischer Sicht keine 
Hinweise, Anregungen oder Be-
denken vorzubringen. 
 
Grundwasser 
Das Plangebiet liegt außerhalb 
eines bestehenden oder geplan-
ten Wasserschutzgebiets. Wie im 
Bebauungsplan bereits erwähnt 
wird, liegt das nächstliegende 
Wasserschutzgebiet (Steinacher-
Quellen I-III, Linsenwiesenquelle, 
WSG-Nr.: 119.167) ca. 100 m 
südlich des Plangebietes. Ze-
mentangreifendes Grundwasser 
wegen sulfathaltigen Gesteins ist 
zu erwarten. 
 
Zum Planungsvorhaben sind aus 
hydrogeologischer Sicht keine 
weiteren Hinweise, Anregungen 
oder Bedenken vorzubringen. 
 
Bergbau 
Die Planung liegt nicht in einem 
aktuellen Bergbaugebiet. Nach 
den beim Landesamt für Geolo-
gie, Rohstoffe und Bergbau vor-
liegenden Unterlagen ist das 
Plangebiet nicht von Altbergbau 
oder Althohlräumen betroffen. 
 
Geotopschutz 
Im Bereich der Planfläche sind 
Belange des geowissenschaftli-
chen Naturschutzes nicht tangiert. 
 
Allgemeine Hinweise 

Ein geologisches Gutachten wur-
de in Auftrag gegeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Die lokalen geologischen Unter-
grundverhältnisse können dem 
bestehenden Geologischen Kar-
tenwerk, eine Übersicht über die 
am LGRB vorhandenen Bohrda-
ten der Homepage des LGRB 
(http://www.lgrb-bw.de) entnom-
men werden. 
 
Des Weiteren verweisen wir auf 
unser Geotop-Kataster, welches 
im Internet unter der Adresse 
http://lgrb-
bw.de/geotourismus/geotope 
(Anwendung LGRB-Mapserver 
Geotop-Kataster) abgerufen wer-
den kann. 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

6 Handwerks-
kammer Region 
Stuttgart 

02.12.19 Zum jetzigen Verfahrensstand 
haben wir zu diesem Bebauungs-
plan keine Bedenken oder Anre-
gungen. 
 
Bitte beteiligen Sie uns am weite-
ren Verfahren. 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Es wird entsprechend verfahren. 

7 Unitymedia BW 
GmbH 

04.12.19 Vielen Dank für Ihre Informatio-
nen. Gegen die o. a. Planung 
haben wir keine Einwände. 
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen 
gerne zur Verfügung. 
 

Kenntnisnahme 
 

8 Deutsche Tele-
kom Technik 
GmbH 

09.12.19 Die Telekom Deutschland 
GmbH (nachfolgend Telekom 
genannt) - als Netzeigentümerin 
und Nutzungsberechtigte i. S. v. 
§ 68 Abs. 1 TKG - hat die Deut-
sche Telekom Technik GmbH 
beauftragt und bevollmächtigt, 
alle Rechte und Pflichten der 
Wegesicherung wahrzunehmen 
sowie alle Planverfahren Dritter 
entgegenzunehmen und dem-
entsprechend die erforderlichen 
Stellungnahmen abzugeben. Zu 
der o. g. Planung nehmen wir 
wie folgt Stellung: 
 
Im Planbereich befinden sich 
noch keine Telekommunikati-
onslinien der Telekom. Siehe 
Anlage 
 
Zur Versorgung des neuen 
Baugebietes mit Telekommuni-
kationsinfrastruktur durch die 
Telekom ist die Verlegung neu-
er Telekommunikationslinien im 
Plangebiet und außerhalb des 
Plangebiets erforderlich. 
Eine Versorgung des Neubau-
gebietes mit Telekommunikati-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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onsinfrastruktur in unterirdi-
scher Bauweise ist aus wirt-
schaftlichen Gründen nur bei 
Ausnutzung aller Vorteile einer 
koordinierten Erschließung so-
wie einer ausreichenden Pla-
nungssicherheit möglich 
In allen Straßen bzw. Gehwe-
gen sind daher geeignete und 
ausreichende Trassen für die 
Unterbringung der Telekommu-
nikationslinien der Telekom 
vorzusehen. 
 
Für den rechtzeitigen Ausbau 
des Telekommunikationsnetzes 
sowie die Koordinierung mit 
dem Straßenbau und den Bau-
maßnahmen der anderen Lei-
tungsträger ist es notwendig, 
dass Beginn und Ablauf der 
Erschließungsmaßnahmen im 
Bebauungsplangebiet der Deut-
schen Telekom Technik GmbH 
unter der im Briefkopf genann-
ten Adresse so früh wie mög-
lich, mindestens 3 Monate vor 
Baubeginn, schriftlich angezeigt 
werden. 
 
Wir bitten Sie weiterhin auch in 
Ihrer Ausschreibung aus-
drücklich darauf hinzuweisen, 
dass Telekom an der Aus-
schreibung nicht teilnimmt, je-
doch bestrebt ist mit der Firma, 
die den Zuschlag erhalten hat, 
eigene Verhandlungen zu 
führen. 
 
Nach erfolgter Vergabe bitten 
wir Sie um Bekanntgabe der 
von Ihnen beauftragten Tief-
baufirma. Zur Vereinfachung 
der Koordinierung ist Telekom 
bestrebt, die vor Ort eingesetzte 
Firma mit der Durchführung der 
notwendigen eigenen Arbeiten 
zu beauftragen. 
 
Rein vorsorglich und lediglich 
der guten Ordnung halber wei-
sen wir darauf hin, dass unsere 
Verhandlungen mit der Firma 
erfolglos verlaufen-, von Ihrer 
Seite gemeinsam abgestimmte 
Bauzeitenfenster zur Verlegung 
der Telekommunikationslinie, 
während der Erschließungs-
maßnahme einzuplanen sind. 
Diese werden in den Koordinie-
rungsgesprächen festzulegen 
sein. Die Bekanntgabe der be-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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auftragten Tiefbaufirma möch-
ten Sie bitte an die im Absender 
genannte Adresse richten. 
 

 Verband Region 
Stuttgart 

11.12.19 Zum derzeitigen Planungsstand 
kann folgende vorläufige Stel-
lungnahme abgegeben werden: 
 
Die Gemeinde Berglen möchte 
zum Zweck der Wohnbauflä-
chenentwicklung am Rand des 
Ortsteils Steinach einen ent-
sprechenden Bebauungsplan 
aufstellen. Das Plangebiet misst 
ca. 4,6 ha und liegt im unmittel-
baren Anschluss an die beste-
hende Siedlungsfläche und in 
räumlicher Nähe zu bestehen-
den Hauptverkehrswegen. Ent-
wickelt werden soll ein allge-
meines Wohngebiet (WA) auf 3 
ha, sowie eine ca. 1,6 ha große 
Retentions- und Ausgleichsflä-
che. 
Im Flächennutzungsplan sind 
die betreffenden Flächen als 
Grünflächen dargestellt. Der 
Bebauungsplan wird nach § 13b 
BauGB aufgestellt. Der Flä-
chennutzungsplan wird auf dem 
Wege der Berichtigung ange-
passt. Bauplätze werden von 
der Gemeinde Berglen nur mit 
Bauzwang (Bezugsfertigkeit 
spätestens vier Jahre nach no-
tarieller Beurkundung des Kau-
vertrags) veräußert. 
 
Eine überschlägige Ermittlung 
der Verwaltung des Verbands 
Region Stuttgart auf Grundlage 
der regionalplanerischen Vor-
gaben würde für die Gemeinde 
Berglen einen Wohnbauflä-
chenbedarf bis 2035 von ca. 4,7 
ha ergeben. 
 
Mit den Bebauungsplänen 
„Hanfäcker“ (2017) und „Unterer 
Hohenrain“ (2019) wurden be-
reits 1,3 ha Wohnbauflächen 
entwickelt, die ggf. im Vorgriff 
auf die nächste Flächennut-
zungsplanfortschreibung zu 
berücksichtigen sind. Für den 
Bebauungsplan „Pfeiferfeld“ 
kann (aufgrund des hohen Flä-
chenumfangs der Retentions- 
und Ausgleichsfläche) eine an-
rechenbare Fläche von rund 3,0 
ha herangezogen werden. Da-
mit wäre der Wohnbauflächen-
bedarf für die Gemeinde Berg-

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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len nahezu vollständig bis 2035 
gedeckt.  
 
Aus regionalplanerischer Sicht 
bedarf es für künftige Wohnbau-
flächenentwicklungen der ein-
gehenden Auseinandersetzung 
mit einem gesamtstädtischen 
Flächenkonzept, unter Berück-
sichtigung der Bevölkerungs-
entwicklung, bisheriger Maß-
nahmen zur Aktivierung von 
Innenentwicklungspotenzialen 
und Baulücken.  
 
Bei der Gemeinde Berglen han-
delt es sich laut Regionalplan 
um eine Gemeinde beschränkt 
auf Eigenentwicklung. Der Re-
gionalplan gibt für Berglen mit 
Plansatz 2.4.0.8. als regional-
planerisches Ziel eine Brutto-
wohndichte von mindestens 50 
Einwohnern pro Hektar vor.  
 
Mit der Planung können auf 
Grundlage des vorliegenden 
Bebauungsplans 97 neue 
Wohneinheiten entwickelt wer-
den. Bei einer anrechenbaren 
Größe von ca. 3 ha für das ge-
plante Wohngebiet und einer 
statistischen Belegungsdichte 
von 2,1 Einwohner pro 
Wohneinheit für Berglen ergibt 
sich daraus eine Bruttowohn-
dichte von 68 Einwohnern pro 
Hektar. Der im Regionalplan 
vorgegebene Wert wird somit 
eingehalten.  
 
Das Plangebiet liegt teilweise 
im Regionalen Grünzug Nr. 21. 
Regionale Grünzüge dürfen lt. 
Plansatz 3.1.1 (Z) des Regio-
nalplanes keiner weiteren Be-
lastung, insbesondere durch 
Bebauung, ausgesetzt werden. 
Der an das Plangebiet angren-
zende Regionale Grünzug ist im 
südlichen und östlichen Bereich 
des Plangebiets mit der vorlie-
genden Planung abschließend 
ausgeformt.  
 
Durch die Planung entsteht ein 
zusätzliches Wohnbauflächen-
potenzial von rund 3 ha, das im 
rechtsverbindlichen Flächen-
nutzungsplan nicht dargestellt 
ist. Die neu entstehende Wohn-
baufläche ist bei künftigen 
Wohnbauflächenentwicklungen 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
Im aktuellen städtebaulichen 
Entwurf wird abzüglich der Re-
tentions- und Grünflächen eine 
Einwohnerdichte von ca. 72 
EW/ha. Die regionalplanerischen 
Vorgaben sind somit eingehalten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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zu berücksichtigen und mit zu 
bilanzieren.  
 
Vorbehaltlich der Beschlussfas-
sung ergeht folgende vorläufige 
Stellungnahme:  
 
Dem Bebauungsplan „Pfeifer-
feld“ stehen keine regionalpla-
nerischen Ziele entgegen.  
 
Das neu entstehende Wohn-
bauflächenpotenzial ist bei ei-
ner künftigen Gesamtfortschrei-
bung des Flächennutzungs-
plans zu berücksichtigen.  
 
Der durch die Planung tangierte 
Grünzug ist im südlichen und 
östlichen Plangebiet abschlie-
ßend ausgeformt.  
 
Sobald die Planunterlagen wei-
ter ausgearbeitet sind, wird eine 
verbindliche regionalplaneri-
sche Stellungnahme durch den 
Planungsausschuss des Ver-
bandes Region Stuttgart be-
schlossen.  
 
Um weitere Beteiligung am Ver-
fahren wird gebeten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
Es wird entsprechend verfahren. 

 IHK Region 
Stuttgart 

16.12.19 Im konkreten Plangebiet sind 
nach unserem Kenntnisstand 
keine Gewerbebetriebe ansäs-
sig bzw. lediglich im größeren 
Umkreis. Es bestehen daher 
seitens der Bezirkskammer 
Rems-Murr der IHK Region 
Stuttgart keine Vorbehalte ge-
gen das Vorhaben. Auch wur-
den uns bislang keine Anregun-
gen oder Bedenken seitens 
eventuell betroffener Gewerbe-
betriebe gegen das Vorhaben 
zugetragen. 
 
Für Informationen über den 
weiteren Verlauf der Planungen 
sind wir Ihnen dankbar. 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
Im Rahmen der Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB besteht nochmals die 
Möglichkeit zu den ausgearbeite-
ten Bebauungsplanunterlagen 
eine Stellungnahme abzugeben. 
 

 Landratsamt 
Rems-Murr-
Kreis 

17.12.19 Zu o.g. Verfahren wird wie folgt 
Stellung genommen: 
 
Am Verfahren wurden die Ämter  
 
Kommunalamt 
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Baurechtamt 
Amt für Umweltschutz 
Landwirtschaftsamt 
Straßenbauamt 
Amt für Vermessung und 
Flurneuordnung 
 
beteiligt.  
 
Aufgrund der Fachbehördenbe-
teiligung liegen der Geschäfts-
stelle für Genehmigungs- und 
Planverfahren folgende Infor-
mationen vor: 
 
Kommunalamt 
 
Zu o.g. BPlan „Pfeiferfeld“ der 
Gemeinde Berglen wird ange-
merkt, dass in den Planungsun-
terlagen keine Aussagen zur 
Anbindung des neuen Bauge-
biets an die Wasser- und Ab-
wasserleitungen getroffen wer-
den.  
 
War die vom beabsichtigten 
Rückbau betroffene Wegstrecke 
(Flurstück 471, vgl. S. 7 „Ziele 
und Zwecke der Planung) be-
reits endgültig hergestellt und 
zur Nutzung gewidmet worden? 
 
Baurechtsamt  
 
Zum derzeitigen Planungsstand 
(Städtebaulicher Vorentwurf 
ohne Textteil) bestehen keine 
Bedenken.   
 
Amt für Umweltschutz 
 
Naturschutz und Landschafts-
pflege 
 
Von der Planung ist das nach § 
30 BNatSchG besonders ge-
schützte Biotop 
Nr. 171221191762 "Quellige 
Wiesen, Röhrach" betroffen.  
 
Bei der vorgesehenen verkehr-
lichen Erschließung des geplan-
ten Wohngebietes durch das 
besonders geschützte Biotop 
handelt es sich mangels Alter-
nativenprüfung um einen ver-
meidbaren Eingriff.  
 
Eine Ausnahme nach § 30 (3) 
kann daher zum jetzigen Zeit-
punkt nicht in Aussicht gestellt 
werden.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Zuge der Fortschreibung der 
Planungsunterlagen, wird die 
Wegestrecke auf dem Flurstück 
471 nicht für die Erschließung 
des Baugebietes herangezogen, 
liegt außerhalb des Plangebietes 
und wird nicht verändert. 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
Es wird auf den beiliegenden 

Antrag auf Ausnahme nach § 30 
BNatSchG für das gesetzlich 
geschützte Biotop Nr. 
171221191762 „Quellige Wiesen, 
Röhrach“ in Berglen - im Rahmen 
des Bebauungsplanverfahrens 
„Pfeiferfeld, Büro Blank Land-
schaftsarchitekten, vom 
18.09.2020 hingewiesen. Die 
Ausnahme wurde mit Entschei-
dung des Landratsamtes vom 
22.02.2021 erteilt. 
Im Antrag wurden drei Varianten 
überprüft und abgewogen: 
 
Variante 0: 
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Insbesondere fehlen belastbare 
Aussagen zu einer Verschie-
bung der Auffahrt alternativ 
nach Osten und über die Nut-
zung der Zufahrten über die 
Tannen- und Pinienstraße.  
Lediglich bei nachweisbarer 
Alternativlosigkeit kann ein An-
trag auf Befreiung nach § 67 (1) 
1. BNatSchG von den Vorschrif-
ten des § 30 BNatSchG gestellt 
werden. 
Aufgrund der Größe des Gel-
tungsbereichs und der vorhan-
denen Biotopstrukturen raten 
wir anhand des 3-Stufen-
Modells das Thema Artenschutz 
abzuhandeln. 
 
Für Rückfragen steht zur Verfü-
gung: 
Herr Wegst, Tel. 07151 - 501 
2379 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anbindung des Neubaugebiets 
über 2 schmale bestehende An-
schlüsse an die Kiefern- und 
Tannenstraße und das bestehen-
de Wohngebiet. Die notwendigen 
Regenrückhalteeinrichtungen 
würden im Bereich an der K 1872 
angelegt. 
 
Variante 1: 
Anbindung für den KFZ – Verkehr 
an die K 1872 über eine parallel 
zum Hang verlaufende neue 
Straße. Der Fuß- und Radverkehr 
wird getrennt über die Kiefern- 
und Tannenstraße geführt. Das 
Regenrückhaltebecken liegt un-
mittelbar an der neuen Straße an 
der K 1872. 
 
Variante 2: 
Anbindung für den KFZ – Verkehr 
an die K 1872 über eine in 2 
Spitzkehren ansteigende und tief 
in den Hang eingeschnittene 
Straße. Der Fuß- und Radverkehr 
wird getrennt über die Kiefern- 
und Tannenstraße geführt. Die 
Regenrückhalteeinrichtungen 
müssten aufgrund der Topogra-
phie weiter westlich liegen. 
 
Abwägung Variante 0 
Eine Beeinträchtigung der 
Feuchtwiesen an der K 1872 
würde nur durch die Anlage eines 
Regenrückhaltebeckens erfolgen, 
das jedoch auch im Bereich des 
geschützten Biotopes liegen 
muss, da andere Standorte aus 
geologischen und eigentums-
rechtlichen Gründen nicht mög-
lich sind. Die direkte Flächenin-
anspruchnahme inkl. Böschun-
gen und Zufahrtsbereichen würde 
bei ca. 1.000 m² liegen. Bauzeit-
liche Inanspruchnahme von Bio-
topflächen würden durch die Ver-
legung der Regenwasserleitun-
gen entstehen. Indirekt wären für 
den östlich angrenzenden Teil 
der Feuchtwiesen Beeinträchti-
gungen durch die Drainage der 
Böschungen des Beckens zu 
erwarten. 
Die Eingriffe in das geschützte 
Biotop müssten an anderer Stelle 
ausgeglichen werden. Die Ge-
meinde hat vorsorglich in Ab-
stimmung mit dem Amt für Flur-
neuordnung und der Unteren 
Naturschutzbehörde Flächen 
aufgekauft, die zur Sicherung und 
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Entwicklung von Feuchtwiesen 
geeignet sind. Umfang und Art 
der Ausgleichsmaßnahmen sind 
in einem eigenen Kapitel be-
schrieben. 
Dem reduzierten Eingriff in das 
Biotop bei der Umsetzung von 
Variante 0 steht die Tatsache 
gegenüber, dass eine Wohnbe-
bauung im geplanten Umfang mit 
Mehrfamilienhäusern und dichte-
ren Wohnformen über die vor-
handenen Anschlüsse nicht re-
gelgerecht und verkehrssicher 
hergestellt werden kann, da der 
hierfür notwendige Grunderwerb 
nicht realisiert werden kann. Dar-
über hinaus würde durch den 
zusätzlichen Verkehr und Lärm 
das bestehende Wohngebiet be-
lastet. Die Akzeptanz des neuen 
Wohngebietes in der Bevölkerung 
wäre gefährdet. 
Die Gemeinde wird diese Vari-
ante deshalb nicht weiterver-
folgen. 
 
Abwägung Variante 1 
Die Umsetzung der Variante 1 
hat zur Folge, dass der östliche 
Teil (ca. 3.800 m²) des geschütz-
ten Feuchtbiotops zerstört wird. 
Durch die Anlage von Böschun-
gen und den Einbau von Draina-
gen werden auch die Umge-
bungsbereich der Straße und des 
Rückhaltebeckens trockener. 
Somit wird sich die Artenzusam-
mensetzung auch auf den nörd-
lich der neuen Erschließung ge-
legenen Flächen verändern, da 
dort keine feuchten Standortver-
hältnisse mehr herrschen wer-
den. Das anfallende Drainage-
wasser könnte allerdings in Rich-
tung Osten in die nicht vom Bau 
der Erschließung betroffenen 
Wiesenbereiche abgeleitet wer-
den und dort die Entwicklung der 
seggenreichen Nasswiesen för-
dern. Die weiteren zum Ausgleich 
notwendigen Maßnahmen könn-
ten an anderer Stelle realisiert 
werden und wären umfangreicher 
als bei der Umsetzung von Vari-
ante 0. Da in Variante 1 die Ziele 
der Regionalplanung und der 
Gemeinde in Verbindung mit ei-
ner sicheren Erschließung zu 
noch vertretbaren Kosten umge-
setzt werden könnten und die 
Eingriffe in das geschützte Biotop 
auf den östlichen Teilbereich 
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beschränkt werden, favorisiert 
die Gemeinde diese Lösung. Die 
notwendigen Ausgleichsmaß-
nahmen und die dauerhafte Si-
cherung und Pflege können durch 
die Gemeinde umgesetzt werden. 
Die Gemeinde wird diese Vari-
ante als Vorzugsvariante im 
Bebauungsplanverfahren wei-
terverfolgen. 
 
Abwägung Variante 2 
Bei Variante 2 wird eine Trassen-
führung für die Anbindung des 
Neubaugebiets zwischen den 
geschützten Feuchtbiotopen im 
Westen und dem Naturdenkmal 
im Osten versucht. Zwar würden 
dann keine geschützten Bio-
topflächen direkt in Anspruch 
genommen, jedoch wären auf-
grund der Topographie erheblich 
umfangreichere Eingriffe in den 
Boden durch Böschungen und 
Stützmauern erforderlich als bei 
Variante 1. Von der Baumaß-
nahme direkt betroffen wären 
Streuobstwiesen, die zwar wert-
volle Biotope sind, jedoch formal 
nicht unter Schutz stehen. Indi-
rekte Auswirkungen auf die west-
lich angrenzenden Feuchtbiotope 
durch die notwendigen Draina-
gemaßnahmen können nicht 
ausgeschlossen werden. Die 
notwendige Anlage von Rückhal-
temaßnahmen würde ebenfalls 
Flächen im Bereich westlich der 
Erschließungsstraße notwendig 
machen und wiederum Biotopflä-
chen in Anspruch nehmen. Die 
Beeinträchtigung von geschütz-
ten Biotopen kann also bei Vari-
ante 2 nicht vollständig ausge-
schlossen werden. Dazu kommen 
umfangreichere Eingriffe in den 
Boden und den Wasserhaushalt 
(Drainagen / Böschungen / 
Stützmauern) und Eingriffe in 
Streuobstwiesen. 
Da Variante 2 auch erhebliche 
Mehrkosten bei der Erschlie-
ßung und eine Reduzierung 
von Bauflächen bedeuten wür-
de, wird die Gemeinde diese 
Variante nicht weiterverfolgen. 
 
Ausgleich/Vermeidung und Mini-
mierungsmaßnahmen 
Nach § 30 BNatSchG sind die 
betroffenen Biotope geschützt als 
Seggen- und binsenreiche Nass-
wiesen und als Quellbereiche. 
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Nach § 30 (2) sind Handlungen, 
die zu einer Zerstörung oder ei-
ner sonstigen erheblichen Beein-
trächtigung führen können, ver-
boten. Gemäß § 30 Abs. 3 
BNatSchG kann die zuständige 
Behörde auf Antrag eine Aus-
nahme von diesem Verbot ge-
währen, wenn die Beeinträchti-
gung ausgeglichen werden kann.  
 
Als Ausgleich für den Entfall des 
Biotops werden auf gemeindeei-
genem Flächen folgende Maß-
nahmen umgesetzt: 
 
Vermeidungsmaßnahme „Quelli-
ge Wiesen Röhrach westlicher 
Teil 
Die Lage der Straße und des 
Regenrückhaltebeckens wird so 
festgelegt, dass der westliche 
Teil des Biotops im Zusammen-
hang erhalten bleibt. Über eine 
flache Wiesenmulde wird Draina-
gewasser und anfallendes Was-
ser aus den Straßenböschungen 
den westlich liegenden Wiesen 
zugeführt, so dass eine dauerhaf-
te Vernässung der Wiesen wei-
terhin gesichert ist und im westli-
chen Bereich verstärkt wird. 
Dadurch können auch die Berei-
che zwischen den kartierten Bio-
topflächen als Feucht-wiesen 
weiterentwickelt werden. Es wer-
den so Teilflächen von 795 m² 
bzw. 445 m² (gesamt 1.240 m²) 
zusätzlich als Feuchtwiesen ent-
wickelt. 
 
Ausgleich Biotoptyp „Quelle“  
Für die Baumaßnahme muss das 
austretende Hangwasser im Be-
reich des Biotops gefasst und 
dauerhaft abgeleitet werden. 
Dadurch wird die natürliche Quel-
le zerstört. Als Ausgleich wird die 
nicht mehr zur Trinkwassernut-
zung gefasste Quelle „Erlenhau-
quelle 2“ wieder freigelegt. 
 
Ausgleich Biotoptyp „Feuchtwie-
sen Rettersburg / Linsenhof“ 
Als Ausgleich für die zerstörte 
Feuchtwiese (Bestand aus Mäde-
süß) werden Feuchtwiesen zwi-
schen Rettersburg und Linsenhof 
gesichert und es werden grö-
ßere Bereiche stärker vernässt. 
Dazu wird eine bestehende Ver-
rohrung, die Drainagewasser aus 
östlich gelegenen Flurstücken in 
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Immissionsschutz 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
Grundwasserschutz 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
Bodenschutz 
Die Gesamtbewertung der Bo-
denfunktionen im Planungsge-
biet ist gering – mittel (natürli-
che Bodenfruchtbarkeit: mittel, 
Filter und Puffer für Schadstof-
fe: gering, Ausgleichskörper im 
Wasserkreislauf: gering bis 
mittel). 
 
Allerdings ist auf dem Flurstück 
478 die Bodenfunktion Sonder-
standort für naturnahe Vegeta-
tion hoch, siehe angefügter 
Lageplan. Wir empfehlen, dies 
in der Abwägung zu berücksich-
tigen, z. B. durch ein Freihalten 
des Flurstücks von Bebauung. 
 

Zudem bietet sich an, die Hö-
hen der Erschließungsstraßen 
so festzulegen, dass im gesam-
ten Planungsgebiet ein Erd-
massenausgleich stattfinden 
kann. Also ein Ausgleich der 
Bodenabgrabungen bei Kellern 
und entsprechenden Bodenauf-
schüttungen in Bereichen ohne 
Bebauung. 
 

den Auwiesenbach ableitet, am 
Austritt in den Bach verschlos-
sen. Die Wiesen sind hier bereits 
vernässt und werden in Teilberei-
chen nicht mehr gemäht. 
 
Durch die genannten Vermei-
dungsmaßnahmen wird der 
überwiegende Teil des geschütz-
ten Biotopes erhalten. Durch die 
beiden Ausgleichsmaßnahmen 
wird die Zerstörung einer Teilflä-
che des geschützten Biotops (ca. 
3.800 m²) gleichartig ausgegli-
chen. Dadurch ist ein vollständi-
ger Ausgleich der beeinträchtig-
ten Biotoptypen erreicht. Die Vo-
raussetzungen, eine Ausnahme 
von den Verboten des § 30 
NatSchG zuzulassen, sind somit 
gegeben. 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine Berücksichtigung 
Ein Erhalt des Flurstücks 478 ist 
entsprechend dem städtebauli-
chen Konzept nicht vorgesehen. 
Durch Festsetzungen zur Grün-
ordnung kann der Eingriff mini-
miert werden. 
 
 
Berücksichtigung 
Die geplante Höhenlage der Er-
schließungsstraßen berücksichti-
gen eine möglichst geringe Ab-
grabung des bestehenden Ge-
ländes. 
Durch Schaffung von teilversie-
gelten anstelle von vollversiegel-
ten Bereichen, durch Dachbegrü-
nung sowie durch fachgerechten 
Umgang und Wiederverwendung 
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Zudem sollte auf einen sorgsa-
men Umgang mit Boden geach-
tet werden. Insbesondere sollte 
der humose Oberboden vor 
Baubeginn abgeschoben, in 
Mieten zwischengelagert und 
möglichst im Baugebiet wieder-
verwendet werden. Hierbei soll-
te darauf geachtet werden, dass 
Bodenumlagerungen nur bei 
trockener Witterung und mit 
bodenverdichtungsarmen Fahr-
zeugen erfolgt. 
 
Für Rückfragen steht zur Verfü-
gung: 
Herr Burkhardt, Tel. 07151 - 
501 2755 
 
Altlasten und Schadensfälle 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
Kommunale Abwasserbeseiti-
gung 
Bei der Ausführung sind die 
Vorgaben des § 55 Abs. 2 Was-
serhaushaltsgesetz (WHG) und 
der Niederschlagswasserver-
ordnung zu beachten, wonach 
Niederschlagswasser ortsnah 
über die belebte Bodenzone mit 
einer Mächtigkeit von mindes-
tens 30 cm breitflächig versi-
ckert, verrieselt oder in ein 
oberirdisches Gewässer einge-
leitet werden soll, soweit dem 
weder wasserrechtliche noch 
sonstige öffentlich-rechtliche 
Vorschriften oder wasserwirt-
schaftliche Belange entgegen-
stehen.  
 
Für den Fall, dass eine Versi-
ckerung nicht möglich ist, hat 
eine Regenwasserrückhaltung 
über ein Gründach oder über 
eine entsprechend bemessene 
Retentionszisterne zu erfolgen. 
Sollte zur Rückhaltung des Nie-
derschlagswassers kein Grün-
dach umgesetzt werden, ist für 
die Einleitung von Regenwasser 
in die Mischwasserkanalisation 
oder in den Regenwasserkanal 

von Bodenmaterial können die 
Beeinträchtigungen auf das 
Schutzgut Boden vermindert 
werden. Durchgrünung mit Ge-
hölzstrukturen sowie weitgehen-
den Erhalt der begrünten Hang-
kante tragen zur Verminderung 
bei. 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 
Das Konzept für die Nieder-
schlagswasserbewirtschaftung 
sieht eine Ableitung von Nieder-
schlagswasser in einem getrenn-
ten Leitungssystem und die Ein-
leitung in eine Retentionsfläche 
südlich der Kreisstraße K1872 
vor. Diese Leitung mündet im 
Bereich des Feuerwehrhauses 
Süd in das Kottweiler Bächle. 
 
Zusätzlich wurde im Textteil des 
Bebauungsplans eine Dachbe-
grünung für Flachdächer festge-
setzt. 
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eine Retentionszisterne mit 
Überlauf in die jeweilige Kanali-
sation vorzusehen. Da der Nie-
derschlagsabfluss aus dem 
Gebiet nicht höher sein darf, als 
er natürlicher Weise abfließen 
würde, ist pro 100 m² ange-
schlossene Dachfläche ein Zis-
ternenvolumen von 2 m³ und 
ein Drosselabfluss von 0,15 l/s 
pro 100 m² Dachfläche umzu-
setzen. Diese Maßnahme hat 
den Hintergrund der Verringe-
rung des Hochwasserscheitels 
im Gewässer, dient der hydrau-
lischen Entlastung des Vorflu-
ters sowie einer Verringerung 
der Schmutzfracht beim Entlas-
tungsfall der Regenüberlaufbe-
cken.  
 
Für die Flächenkanalisation des 
Baugebietes ist nach § 48 Ab-
satz 1 Nr. 1 Wassergesetz für 
Baden-Württemberg (WG) eine 
wasserrechtliche Genehmigung 
der unteren Wasserbehörde 
erforderlich. Ein entsprechender 
Antrag in zweifacher Ausferti-
gung ist beim Amt für Umwelt-
schutz des Landratsamtes 
Rems-Murr-Kreis einzureichen.  
 
Die Entwässerungsplanung ist 
frühzeitig mit dem Amt für Um-
weltschutz des Landratsamtes 
Rems-Murr-Kreis abzustimmen. 
 
Für Rückfragen stehen zur Ver-
fügung: 
Herr Schaal, Tel. 07151 - 501 
2760 
Frau Fischer, Tel. 07151 - 501 
2562 
 
Gewässerbewirtschaftung  
Es bestehen keine Bedenken. 
 
Hochwasserschutz und Was-
serbau 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
Landwirtschaftsamt 
 
Die Gemeinde Berglen über-
plant eine Fläche im Umfang 
von ca. 4,6 ha. Die Fläche wird 
derzeit landwirtschaftliche ge-
nutzt, überwiegend als Grün-
land, teilweise auch als Acker-
land. 
 
Nach § 1 Abs. 6 BauGB sind 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
Im Zuge der Erschließungspla-
nung wird eine wasserrechtliche 
Genehmigung der unteren Was-
serbehörde beantragt. 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird entsprechend verfahren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine Berücksichtigung 
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bei der Aufstellung von Bauleit-
plänen u. a. die Belange der 
Landwirtschaft zu berücksichti-
gen. Um dies sicher zu stellen 
sind die Belange der Landwirt-
schaft in den Planunterlagen 
darzustellen. Dies erfolgt übli-
cherweise anhand der Flurbi-
lanz (www.flurbilanz.de). Wir 
bitten dies zu Ergänzen. Gegen 
die Inanspruchnahme landwirt-
schaftlicher Flächen im geplan-
ten Umfang bestehen grund-
sätzliche Bedenken.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Weiter ist die Erschließung der 
verbleibenden landwirtschaftli-
chen Flächen zu gewährleisten. 
Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass die Erschließungserfor-
dernisse für den landwirtschaft-
licher Verkehr aufgrund der 
zulässigen Abmessungen von 
den Vorgaben für den PKW 

Auf die Ausführungen im Rahmen 
der Behandlung der Umweltbe-
lange in der Bebauungsplanbe-
gründung wird verwiesen. 
Die positive Bevölkerungsent-
wicklung in der Region Stuttgart 
führt auch in der Gemeinde Berg-
len zu einer regen Nachfrage 
nach Wohnraum, insbesondere 
auch in Bezug auf familienge-
rechte Wohnbauformen. Die Ge-
meinde Berglen hat in den letzten 
Jahren verstärkt auch Flächen im 
Innenbereich entwickelt. Mittler-
weile stehen der Gemeinde je-
doch keine nennenswerten 
Flächenpotenziale in den Inner-
ortslagen mehr zur Verfügung. 
Alle noch vorhandenen Baulü-
cken sind ausnahmslos in Privat-
besitz.  
In dem in jüngster Zeit entwickel-
ten Baugebiet „Hanfäcker“ in 
Rettersburg zeigte sich eine hohe 
Nachfrage nach Wohnraum, so-
dass die vorhandenen Wohnbau-
grundstücke einschließlich der 
Bauplätze für den Geschosswoh-
nungsbau bereits nach kurzer 
Zeit vergeben werden konnten. 
Die Nachfrage nach Baugrund-
stücken im Baugebiet „Unterer 
Hohenrain“ in Hößlinswart über-
stieg die Anzahl der verfügbaren 
Grundstücke um ein Vielfaches, 
sodass auch hier in kurzer Zeit 
alle Bauplätze veräußert wurden 
und damit eine kurzfristige voll-
ständige Aufsiedlung des Gebiets 
sichergestellt ist. Aufgrund der 
o.g. Rahmenbedingungen sollen 
die landwirtschaftlich genutzten 
Flächen als Wohnbauland entwi-
ckelt werden. Der bestehende 
Siedlungskörper kann in diesem 
Zusammenhang in städtebauli-
cher sinnvollerweise arrondiert 
werden. 
Der Schaffung von Flächen für 
den dringend benötigten Wohn-
raum wird hierbei gegenüber den 
Belangen der Landwirtschaft Vor-
rang eingeräumt. 
 
Berücksichtigung 
Eine Erschließung der landwirt-
schaftlichen Flächen ist auch 
nach der Baulanderschließung 
weiterhin gewährleistet. 
 
 
 
 

http://www.flurbilanz.de/
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Verkehr abweichen. Dies ist z. 
B. dann zu berücksichtigen, 
wenn die Erschließung teilweise 
über die überplanten Gebiete 
erfolgt. Hier können z. B. bei 
schmalen Straßen Einschrän-
kungen für das Parken erforder-
lich werden damit landwirt-
schaftlicher Verkehr mit einer 
Breite bis zu 3 m passieren 
kann. 
 
Bei der Planung von Ersatz- 
bzw. Ausgleichsmaßnahmen 
verweisen wir auf § 15 Abs. 3 
BNatSchG: Bei der Inanspruch-
nahme von land- oder forstwirt-
schaftlich genutzten Flächen für 
Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen ist auf agrarstrukturelle 
Belange Rücksicht zu nehmen, 
insbesondere sind für die land-
wirtschaftliche Nutzung beson-
ders geeignete Böden nur im 
notwendigen Umfang in An-
spruch zu nehmen. Es ist vor-
rangig zu prüfen, ob der Aus-
gleich oder Ersatz auch durch 
Maßnahmen zur Entsiegelung, 
durch Maßnahmen zur Wieder-
vernetzung von Lebensräumen 
oder durch Bewirtschaftungs- 
oder Pflegemaßnahmen, die der 
dauerhaften Aufwertung des 
Naturhaushalts oder des Land-
schaftsbildes dienen, erbracht 
werden kann, um möglichst zu 
vermeiden, dass Flächen aus 
der Nutzung genommen wer-
den.  
 
Straßenbauamt 
Das o. g. Bauvorhaben befindet 
sich im Bereich der K 1872 auf 
freier Strecke. Daher greifen 
hier entsprechende Anbaube-
schränkungen. Gemäß § 22 
Straßengesetz dürfen Hochbau-
ten jeder Art längs der Kreis-
straße in einer Entfernung bis 
zu 15 Meter, jeweils gemessen 
vom äußeren Rand der befes-
tigten Fahrbahn nicht errichtet 
werden. 
 
Hinsichtlich der Erschließung 
des o. g. Bauvorhabens fand 
bereits ein erstes Abstim-
mungsgespräch zwischen der 
Gemeinde, dem Ingenieurbüro 
und dem Straßenbauamt statt. 
Dies ist allerdings noch nicht 
abgeschlossen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
Bei der Ausweisung der Ersatz- 
bzw. Ausgleichsmaßnahmen 
wurde auf agrarstrukturelle Be-
lange Rücksicht genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
Die Anbaubeschränkungen ge-
mäß § 22 Straßengesetz werden 
eingehalten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Wir weisen darauf hin, dass bei 
dem geplanten Bauvorhaben 
das Straßenbauamt frühzeitig 
und bei jedem Planungsschritt 
bzgl. der Erschließung des 
Baugebietes als Straßenbau-
lastträger der K 1872 sowie als 
zuständige untere Straßenver-
kehrsbehörde zu beteiligen ist. 
 
 
Amt für Vermessung und 
Flurneuordnung 
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 

 
Berücksichtigung 
Es wird entsprechend verfahren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 

 Regierungsprä-
sidium Stuttgart 

18.12.19 Das Regierungspräsidium 
Stuttgart nimmt als höhere 
Raumordnungsbehörde zu der 
oben genannten Planung fol-
gendermaßen Stellung: 
 
Raumordnung 
Ziel der Planung ist die De-
ckung des Wohnraumbedarfs in 
der Gemeinde Berglen. Errich-
tet werden sollen Einfamilien-
häuser, Doppelhaushälften und 
Mehrfamilienhäuser. Das Plan-
gebiet hat einen Umfang von 
rund 4,6 ha. Dabei entfallen 
ungefähr 3,45 ha auf die Fest-
setzung eines allgemeinen 
Wohngebiets und ca. 1,21 ha 
auf die bestehende Straßenflä-
che sowie auf Retentions- und 
Ausgleichsflächen. Die Bauplät-
ze werden von der Gemeinde 
Berglen nur mit Bauzwang ver-
äußert. 
 
Die Gemeinde Berglen ist nach 
PS 2.4.2 (Z) Regionalplan 
Stuttgart 2009 beschränkt auf 
Eigenentwicklung. Nach PS 
2.4.0.5 (Z) sind in diesen Ge-
meinden Wohnbauflächen so-
wie gewerbliche Bauflächen im 
Rahmen der natürlichen Bevöl-
kerungsentwicklung und des 
„inneren Bedarfs“ zulässig. Der 
Ortsteil Steinach wird als Orts-
lage für die Siedlungsentwick-
lung empfohlen. 
 
Die vorgelegte Begründung zum 
notwendigen Bedarf an neuen 
Wohnbauflächen gem. § 1 Abs. 
3 BauGB sollte im weiteren 
Verfahren vertieft und bei-
spielsweise anhand konkreter 
Anfragen für das Plangebiet 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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nachvollziehbarer gemacht 
werden. Im Rahmen der Be-
darfsbegründung ist die Be-
schränkung Berglens auf Ei-
genentwicklung zu beachten. 
Nach derzeitigem Stand geht 
das Regierungspräsidium davon 
aus, dass die Planung den 
Wohnbauflächenbedarf bis 
2035 abdeckt. Dies ist im Hin-
blick auf künftige Flächenent-
wicklungen in diesem Zeitraum 
von besonderer Bedeutung.  
 
Die Prüfung, ob weitere Mehr-
familienhäuser im Plangebiet 
realisiert werden können und 
die Entstehung von sozial ge-
fördertem Wohnraum wird an-
gesichts des hohen Wohnraum-
bedarfs ausdrücklich angeregt 
und begrüßt.  
 
Hinsichtlich der Aufstellung des 
Bebauungsplans im vereinfach-
ten Verfahren nach § 13b 
BauGB, der nur Wohnnutzung 
zulässt, weisen wir darauf hin, 
dass die ausnahmsweise zuläs-
sigen Nutzungen nach § 4 Abs. 
3 BauNVO wegen ihres mögli-
chen Beeinträchtigungspotenti-
als auszuschließen sind. 
Grundsätzlich zulässig können 
allerdings Nutzungen nach § 4 
Abs. 2 Nr. 2 und 3 BauNVO 
sein.  
 
Weiter weisen wir darauf hin, 
dass das Plangebiet in südli-
cher und östlicher Richtung 
geringfügig in den Randbereich 
des Regionalen Grünzugs „G 
21“ nach PS 3.1.1 (Z) Regio-
nalplan Stuttgart 2009 hinein-
ragt. Als endgültige randliche 
Ausformung des Regionalen 
Grünzugs kann die Planung 
mitgetragen werden.  
 
Der Vollständigkeit halber wei-
sen wir auch darauf hin, dass 
die Flächenangabe zur „Stra-
ßenfläche K 1872/ Retenti-
on/Ausgleich/Biotopschutz“ in 
der Begründung unter Ziffer 7 
mit der Flächenangabe im La-
geplan vom 24.09.2019 diver-
giert. Dies sollte korrigiert wer-
den.  
 
Die Planung kann aus raumord-
nerischer Sicht im Ergebnis 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
Eine Überprüfung hat einen wei-
teren Standort für den Mehrfami-
lienhausbau ergeben. 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
Die ausnahmsweise zulässigen 
Nutzungen nach § 4 Abs. 3 
BauNVO sind im Bebauungsplan 
„Pfeiferfeld“ nicht zulässig.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
Die aufgeführten Belange wurden 
in der Begründung zum Bebau-
ungsplan thematisiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung  
Die Flächenangabe wurde berich-
tigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 



ARP Stadtplanung  Seite 23 von 23 

 
 
Von folgenden Stellen gingen keine Schreiben ein: 
 

 Behörden u. sonstige Träger öffentlicher Belange 

1 Gemeindeverwaltung Remshalden 

2 Polizeipräsidium Aalen Führungs- und Einsatzstab 

3 Planungsverband Unteres Remstal 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Aufgestellt im Auftrag der Gemeinde Berglen, 
Stuttgart, den 30.03.2021 
 
 
Architektenpartnerschaft Stuttgart – ARP 

mitgetragen werden.  
 
Anmerkung:  
Abteilung 8 – Denkmalpflege – 
meldet Fehlanzeige. 
 
Hinweis:  
Wir bitten künftig - soweit nicht 
bereits geschehen - um Beach-
tung des Erlasses zur Koordina-
tion in Bauleitplanverfahren 
vom 10.02.2017 mit jeweils 
aktuellem Form-blatt (abrufbar 
unter https://rp.baden-
wuerttem-
berg.de/Themen/Bauen/Bauleit
planung/Seiten/default.aspx).  
Zur Aufnahme in das Raumord-
nungskataster wird gemäß § 26 
Abs. 3 LplG gebeten, dem Re-
gierungspräsidium nach Inkraft-
treten des Planes eine Mehrfer-
tigung davon - zusätzlich in 
digitalisierter Form - im Origi-
nalmaßstab zugehen zu lassen. 
  
Wir bitten um Beteiligung am 
weiteren Verfahren. 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
Es wird entsprechend verfahren. 
 


